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Gründung eines Sportvereins – Mitglied in einem Sportfachverband 
im Saarland werden 

 
Warum einen Verein gründen? 
Sport treiben, einem Hobby nachgehen und dabei das gesellige Beisammensein genießen. All dies macht vielen 
Menschen in der Gruppe mehr Spaß als alleine. So entsteht oftmals aus anfänglich lockeren, 
gemeinschaftlichen Unternehmungen und der Verfolgung gemeinsamer Interessen die Initiative zur Schaffung 
eines institutionellen Rahmens. Hinzu kommt häufig, dass man nach einiger Zeit auch seine Leistungen mit 
anderen messen und an den von den Sportfachverbänden angebotenen Wettkämpfen teilnehmen möchte. 
Dann wird über die Gründung eines Vereins nachgedacht. 
 
Grundsätzliches zur Gründung eines Vereins 
Das Recht auf Gründung eines Vereins wird durch das Grundgesetz in Artikel 9 zugesichert. Vereine sind 
freiwillige Zusammenschlüsse, die auf Dauer angelegt sind, um gemeinsame Interessen zu verfolgen. Sie haben 
einen Namen, als Organe mindestens eine Mitgliederversammlung und einen Vorstand, der den Verein nach 
außen vertritt. Vereine ermöglichen klare Regelungen zu Haftungs- und Finanzierungsfragen sowie ein 
effizienteres Handeln größerer Personengruppen. Oft ist die Vereinsform auch Voraussetzung für die 
Aufnahme in einen Sportfachverband. 
 
Was unterscheidet einen eingetragenen von einem nicht eingetragenen Verein? 
Sportvereine, ob in das Vereinsregister eingetragen (e.V.) oder nicht, gelten als Idealvereine, die nicht primär 
wirtschaftliche Ziele verfolgen. Der eingetragene Verein ist eine juristische Person und daher voll rechtsfähig. 
Er selbst ist, unabhängig von seinen Mitgliedern, Träger von Rechten und Pflichten. Dies bringt größere 
rechtliche Sicherheit und klare Haftungsbeschränkungen mit sich. Im Gegensatz dazu haften beim nicht in das 
Vereinsregister eingetragen Verein alle Personen, die für diesen Verein z. B. einen Vertrag abschließen, neben 
dem Verein mit ihrem Vermögen für die Erfüllung dieses Vertrages. Für die Eintragung ins Vereinsregister sind 
mindestens sieben Mitglieder erforderlich (§ 56 BGB). 
 
Die genauen Unterschiede sind nochmals in folgender Tabelle dargestellt: 
 

Eingetragener Verein Nicht eingetragener Verein 
Verein ist eine juristische Person und demnach 
selbst (voll)rechtsfähig 

Verein ist (teil)rechtsfähig 

Verein kann klagen und verklagt werden Verein kann klagen und verklagt werden 
Verein kann selbst Eigentümer von Grund werden Verein kann selbst Grundstückseigentümer werden  
Organhaftung: Viele Haftungsrisiken beschränken 
sich auf das Vereinsvermögen 

Haftung der Mitglieder ist grundsätzlich auf das 
Vereinsvermögen beschränkt 

Vorstand verpflichtet bei Rechtsgeschäften alleine 
den Verein 

Jede für den Verein handelnde Person haftet bei 
Rechtsgeschäften für den Verein neben dem dadurch 
ebenfalls verpflichteten Verein mit ihrem 
Privatvermögen 

Verein ist Inhaber des Vereinsvermögens Verein ist Inhaber des Vereinsvermögens 
Mind. 7 Gründungsmitglieder benötigt Mind. 2 Gründungsmitglieder benötigt 
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Was erfordert eine Vereinsgründung? 
Die Vereinsgründung ist vollzogen, wenn sich mindestens zwei Personen darauf geeinigt haben, dass sie einen 
Verein gründen wollen und eine gemeinsame Satzung beschlossen haben. Diese Satzung muss mindestens die 
in §§ 57, 58 BGB festgelegten Mindestanforderungen erfüllen. Dann ist noch entsprechend der Satzung der 
Vorstand zu wählen und fertig ist die Vereinsgründung. Soll der Verein direkt zur Eintragung in das 
Vereinsregister angemeldet werden, müssen mindestens sieben Personen an der Gründung teilnehmen. 
 
Was versteht man unter Gemeinnützigkeit? 
Gemeinnützigkeit bedeutet Steuerbegünstigung für Vereine, die selbstlos gemeinnützige, mildtätige oder 
kirchliche Zwecke verfolgen (§§ 51 ff. AO). Gemeinnützige Vereine genießen Vorteile wie Steuervergünstigungen 
(z.B. bei Körperschafts- und Umsatzsteuer), die Berechtigung, Spendenbescheinigungen auszustellen und 
Zugang zu Finanzhilfen und Sportfachverband. Voraussetzung für die Gemeinnützigkeit eines Sportvereins ist, 
dass die Satzung als Zweck die Förderung des Sports festlegt und weitere vom Gesetz geforderte 
Formulierungen enthält und deren Einhaltung. Die Gewährung der Steuerbegünstigung erfolgt durch das 
Finanzamt. 
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Gemeinschaft gründen leicht gemacht: Ihr Leitfaden zur 
Vereinsgründung 

 
Dieser Leitfaden unterstützt Sie bei der Gründung eines Vereins gemäß den Vorschriften im Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) und gibt Ihnen eine klare Schritt-für-Schritt-Anleitung. 
 
1. Vorbereitung der Gründung 

 Prüfen der Anzahl der Gründungsmitglieder: Für die Gründung eines einzutragenden Vereins sind 
gem. § 56 BGB mindestens sieben Personen notwendig. Diese Gründungsmitglieder müssen sich in einer 
Gründungsversammlung gem. § 25 BGB auf eine Vereinssatzung einigen. Der notwendige Mindestinhalt 
einer Satzung ergibt sich aus den §§ 57 und 58 BGB. Bei einem nicht eingetragenen Verein reichen zwei 
Gründungsmitglieder. 
Nach der Gründung ist es übrigens legitim, wenn dein Verein weniger als 7 Mitglieder hat. Solange es 
mehr als 3 Vereinsmitglieder sind, ist alles im grünen Bereich. 

 Festlegung des Vereinszwecks: Definieren Sie den Zweck des Vereins, seinen Namen und den Sitz. Der 
Zweck muss klar formuliert und gemeinnützig sein, falls eine Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
angestrebt wird. Beim Sportverein wäre dies z.B. die Förderung des Sports. 

 Prüfung der Satzung: Stellen Sie die Satzungsinhalte sicher, die nach §§ 57 und 58 BGB notwendig sind 
(siehe dazu Abschnitt 3). 

 
2. Durchführung der Gründungsversammlung 

 Einladung zur Gründungsversammlung: 
o Alle Gründungsmitglieder müssen sich über den Zweck der Versammlung bewusst sein. 
o Stellen Sie sicher, dass eine Einladung mit Tagesordnung schriftlich oder in einer klaren Form 

erfolgt. 
 Beschlussfassung über die Satzung: 

o Die Gründungsmitglieder müssen der Satzung zustimmen. Dabei sollte auf alle rechtlich 
erforderlichen Inhalte der Satzung, die unten genannt sind, geachtet werden. Diese Satzung 
ist dann von mindestens sieben Mitgliedern zu unterzeichnen. 

 Wahl des Vorstands: 
o Gemäß § 26 BGB muss der Verein einen Vorstand haben, weshalb mindestens der Vorstand zu 

wählen ist. Prüfen Sie dessen Aufgaben und Vertretungsregelungen. Diese Wahl muss im 
Gründungsprotokoll dokumentiert werden. 

 
3. Inhalt der Satzung 
Die Satzung Ihres Vereins muss mindestens folgende Punkte enthalten (§§ 57, 58 BGB): 

1. Vereinszweck, Name, Sitz sowie die Bestimmung, dass der Verein ins Vereinsregister eingetragen 
werden soll. Die gemeinnützigen Vereinszwecke sind in der Abgabenordnung (§ 52) geregelt. 

2. Die Satzung muss regeln, wie sich der Beitritt als Mitglied in den Verein vollzieht (z.B. Antrag des 
Bewerbers an den Vorstand, der über die Aufnahme entscheidet) und wie ein Mitglied wieder austreten 
kann (z.B. durch Erklärung in Textform mit einer Frist von vier Wochen zum Jahresende). 

3. Angaben darüber, ob Mitglieder Beiträge leisten müssen und wenn, welche Art von Beiträgen zu leisten 
sind. Auch die Höhe der Beiträge kann in der Satzung festgelegt werden, muss es aber nicht. Alternativ 
können Sie festlegen, dass ein Vereinsorgan (z. B. der Vorstand oder die Mitgliederversammlung) über 
die Höhe entscheidet. 

4. Regelungen zur Zusammensetzung des Vorstandes und zur Vertretung (welche Vorstandsmitglieder 
den Verein nach außen wie vertreten). 

5. Klarheit über die Einberufung der Mitgliederversammlung: 
o Zeitpunkt/Gelegenheiten der Einberufung. 
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o Form der Einladung (Textform, schriftlich, per E-Mail, durch öffentliche Bekanntmachung 
etc.). 

6. Regelungen zur Beschlussfassung und Protokollierung: 
o Wer führt das Protokoll und wer unterzeichnet es? 

 
4. Eintragung ins Vereinsregister 
Die Eintragung des Vereins ins Vereinsregister (§ 59 BGB) erfolgt beim zuständigen Amtsgericht.  
Voraussetzungen für die Anmeldung: 

1. Notarielle Beglaubigung: 
o Die Anmeldung durch den Vorstand muss in öffentlich beglaubigter Form erfolgen (§ 77 

BGB). 
o Sie müssen einen Notar beauftragen, der die Beglaubigung vornimmt und können ihm auch 

den Auftrag erteilen, die Einreichung der Unterlagen bei Gericht vorzunehmen. 
2. Weitere Erforderliche Unterlagen: 

o Unterzeichnete Satzung (von mindestens sieben Mitgliedern). 
o Gründungsprotokoll, das die Bestellung des Vorstands enthält. 
o oder Beglaubigte Abschriften dieser Dokumente. 

3. Überprüfung durch das Registergericht: 
o Sollten formale Fehler vorliegen, stellt das Gericht eine Zwischenverfügung aus (§ 382 Abs. 4 

FamFG). Die genannten Punkte müssen innerhalb der Frist korrigiert werden. 
 
5. Gemeinnützigkeit 
Die Bescheinigung über die vorläufige Anerkennung der Gemeinnützigkeit wird vom zuständigen Finanzamt 
erteilt und erfolgt unabhängig von der Eintragung in das Vereinsregister. Es ist ratsam, noch vor der 
Beantragung der Eintragung in das Vereinsregister die Satzung dem Finanzamt zur Prüfung vorzulegen, damit 
im Falle einer Beanstandung die Satzung noch unproblematisch entsprechend angepasst werden kann. Nach 
Eintragung in das Vereinsregister genügt ein satzungsändernder Beschluss einer dann neu einzuberufenden 
Mitgliederversammlung nicht mehr, da Satzungsänderungen jetzt erst mit deren Eintragung in das 
Vereinsregister wirksam werden (§ 71 Abs. 1 S. 1 BGB). 
 
Schritte zur Anerkennung der Gemeinnützigkeit: 

 Prüfung der Satzung durch das Finanzamt: Reichen Sie die Satzung bereits vor der Eintragung ins 
Vereinsregister beim Finanzamt ein. Eine spätere Anpassung der Satzung ist ansonsten nur mittels 
eines Beschlusses der Mitgliederversammlung und Eintragung auch dieser Änderungen in das 
Vereinsregister möglich. 

 Lassen Sie sich vom Finanzamt eine Bescheinigung ausstellen, die die steuerliche Gemeinnützigkeit 
anerkennt. 

Vorteile: 
 Ein gemeinnütziger Verein ist im Saarland von der Zahlung der Gerichtsgebühren für die Eintragung ins 

Vereinsregister befreit. Es fallen jedoch sonstige Kosten an (z. B. für Beglaubigung durch den Notar). 
 
7. Kosten 
Die Kosten einer Vereinsgründung sind überschaubar und variieren je nach Bundesland. Im Durchschnitt fallen 
€ 50–75 für die Eintragung ins Register an, € 10–30 für die notarielle Beglaubigung. Insgesamt belaufen sich die 
Kosten auf etwa € 100–150. Für gemeinnützige Verein entfallen im Saarland die Gerichtsgebühren, jedoch 
müssen Auslagen und Notargebühren gemäß dem Gerichts- und Notarkostengesetz (GNotKG) getragen 
werden. 
 
Haben Sie Fragen oder benötigen Sie Unterstützung? Das Kompetenzzentrum Ehrenamt des LSVS hilft Ihnen 
gerne weiter. Sie erreichen uns unter kompetenzzentrum@lsvs.de oder telefonisch unter 0681 3879-278. 
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